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Formulierungshilfe für Anpassung des KiTaG zum 01.01.2025

Übersicht zu den zentralen gesetzlichen Änderungen

Nr. §§ Thema und kurze Beschreibung der Än-
derung

Anmerkung zur Einordnung

1 13,
15
ff.,
36,
57

Übergangssystem als Zielsystem

o Das bislang in den Übergangsvor-
schriften geregelte System zur Finan-
zierung freier Träger wird als reguläres
Finanzierungssystem verankert.

• Es wird ein — an das nunmehrige Ziel-
system angepasster — Ausschluss von
Trägereigenanteilen geregelt.

o Daneben bleibt die Direktförde-
rungsoption bestehen, wenn dies von
Gemeinde und Einrichtungsträger ein-
vernehmlich gewünscht wird. .

• Zudem wird eine (abdingbare) Direkt-
forderung für Betriebs-Kitas vorgese-
hen, um deren Bestand und Ausbau
nicht zu gefährden.

0 Bestandteil 10-Punkte-Plan

2 3,
22,
26,
27,

29.
35,
37,
57,
60

Betreuungsschlüssel statt Anstellungs-
schlüssel und Anknüpfung der Finan-
zierung an das tatsächlich beschäftigte
Personal

o Die Regelungen zum Betreuungs-
schlüssel werden durch eine Regelung
ersetzt, die das mindestens zu be-
schäftigende pädagogische Personal
(bezogen auf die gesamte Kita) vor-
schreibt. Nach dem Vorbild einer baye-
rischen Regelung wird dies in der Ein-
heit Buchungszeitstunden/Arbeitsstun-
den festgelegt (Beispiel: auf 9 Bu-
chungszeitstunden kommt eine Ar-
beitsstunde des pädagogischen Perso-
nals).

o Differenzierungen nach Altersgruppen
und Schließtagen werden vorgenom-
men.

• Es wird eine Mindestquote für Fach-
kräfte mit Befähigung zur Gruppenlei-
tung vorgesehen. Das gilt bisher auch.

• Es wird geregelt, inwieweit „helfende
Hände" und Verwaltungskräfte (die die

. Bestandtei!  10-Punkte-Plan
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Einrichtungsleitung von Verwaltungs-
Sufgaben entlasten) auf den Anstel-
lungsschlüssel anrechenbar sind.

• Es wird geregelt, wann Kräfte nicht
mehr angerechnet werden, weil sie z.
B. langzeiterkrankt, in Elternzeit oder
freigestellt sind.

• Es wird in den Regelungen zur Perso-
nalkostenfinanzierung vorgesehen,
dass diese an das tatsächlich beschäf-
tigte Personal anknüpft.

• Auf der Grundlage des Tarifvertrags
TVöD-SuE und unter Berücksichtigung
der individuellen Wochenarbeitsstun-
den wird ein pauschaler Einzeleinsatz
gebildet. Zugrunde gelegt wird die Ta-
rifvertragliche Arbeitszeit für Vollzeit-
Beschäftigte von 39 Wochenstunden.
Die Erfahrungsstufe wird auf 4 gesetzt.

• Es werden Formeln geregelt, nach de-
nen für jede Einrichtung ein Personal-
kostenbudget berechnet werden kann,
innerhalb dessen sich die Einrichtung
bewegen kann. ln der Praxis erfolgt die
Berechnung für Träger und Behörden
anwenderfreundlich über die Kita-Da-
tenbank.

• Es werden die Daten festgelegt, die
die Einrichtungsträger über die Kita-
Datenbank zur Anwendung des Anstel-
lungsschlüssels übermitteln müssen.

• Die Regelungen zum Anstetlungs-
schlüssel schließen die zur Realisie-
rung von Verfügungs- und Leitungsfrei-
stellungszeiten erforderlichen Stellen-
anteile ein. Dabei bleibt es in der Höhe
bei der bisherigen Regelung.'

3 38 Zusätzliche Personalstellen

• ln den Personalkostenbudgets werden
bei der Bemessung der erforderlichen
Vertretungsstellenanteile zusätzlich die
Verfügungs- und Leitungsfreistellungs-
zeiten berücksichtigt

• ln den Personalkostenbudgets werden
für eingruppige Einrichtungen pauschal
0,2 zusätzliche Vollzeit-Zweitkraft-Stel-
len berücksichtigt.

• Damit werden mehr Personalkapazitä-
ten als bisher im SQKM berücksichtigt
und entsprechend finanziert.

• Bestandteil 10-Punkte-Plan

•

4 37,
39

Anpassung der Berechnung des Arbeit-
geber-Brutto

• Bestandteil 10-Punkte-Plan
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• Bei der Personalkostenberechnung im
SQKM werden bislang nicht berück-
sichtigte Entgeltbestandteile und Lohn-
nebenkosten vollständig abgebildet (z.
B. die Jahressonderzahlung, Leis-
tungsentgelt und VBL-Beiträge).

5 39 Anpassung Sachkostenförderung

• Die Sachkostenförderung wird voll-
ständig neu und differenzierter gestal;
tet.

o Bei der Differenzierung der gebäude-
bezogenen Kosten werden das Bau-
jahr der Kita-Gruppe und in Anspruch
genommene Landesfördermittel be-
rücksichtigt.

• Der Sachkostenansatz wird erhöht.

• Bestandteil 10-Punkte-Plan

6 46,
47

Stärkung der Kindertagespflege

• Die Mindesthöhen für den Anerken-
nungsbetrag werden erhöht. Der Kal-
kulation werden mehr Verfügungszei-
ten und die in der Evaluation ermittelte
niedrigere Auslastungsquote zugrunde
gelegt. Der Reformationstag wird als
Feiertag berücksichtigt.

• Analog zu den Kindertageseinrichtun-
gen wird von einer geringeren Erfah-
rungsstufe ausgegangen. Die Absen-
kung wird der Regelanpassung nach §
55 gegengerechnet.

o Es wird ein der leistungsorientierten
Bezahlung entsprechender Vergü-
tungsbestandteil eingeführt, der von ei-
nem Fortbildungsnachweis abhängig
ist.

• Die Mindesthöhen für die Sachauf-
wandpauschale werden an die tatsäch-
lich größeren Räume und die zwi-
schenzeitliche Preisentwicklung ange-
passt. Die private Mitnutzung der für
die Kindertagespflege genutzten
Räume wird jedoch stärker berücksich-
tigt (Anhebung des Abzugs von 22,2 %
auf 50 %).

• Es wird geregelt, dass die laufende
Geldleistung an 30 Abwesenheitsta-
gen durchgezahlt wird. Bei der Berech-
nung der Mindesthöhen werden des-
halb entsprechende Abzüge vorge-
nommen. Die gesetzlichen Werte für
den Anerkennungsbetrag sinken da-
her.

• Es wird geregelt, dass das Essensgeld
vom örtlichen Träger erhoben wird und
die Kindertagespflegepersonen dafür

• Bestandteil 10-Punkte-Plan
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eine entsprechend höhere Sachauf-
wandpauschale erhalten.

7 26,
35

Anpassungen Qualitätsaufsicht: Redu-
zierung der qualitätsaufsichtlichen Maß-
nahmen auf das Notwendige

o Streichung der bisherigen Form der
Qualitätsaufsicht durch die örtlichen
Träger.

• Entfallen einer stichprobenartigen Prü-
fung: Die örtlichen Träger prüfen aus-
schließlich anlassbezogen, wenn z.B.
durch Mitteilungen der Eltern oder Da-
ten aus der Kita-Datenbank Hinweise
auf Verstöße vorliegen.

• Rückforderungen von Fördermitteln
sind auf zwei Fälle begrenzt:

o eine verpflichtende Regelung
im Sinne einer „Soll"-Vorschrift
greift nur, wenn nach § 31 un-
zulässig hohe Eiternbeiträge
verlangt worden sind.

o Die Rückforderungs-Regelung
bei außerplanmäßigen Schlie-
ßungen wird von einer Soll- zur
Kann-Regelung.

• Bei Feststellung eines fortdauernden
Verstoßes gegen Fördervoraussetzun-
gen wird die Aufhebung der Aufnahme
in den Bedarfsplan bei fruchtlosem
Verstreichen der (ggf. verlängerten)
Frist von einer „Kann"- zur „Soll"-Be-
stimmung.

• Bestandteil 10-Punkte-Plan
(Bürokratieabbau)

8 53 Anpassung Pauschalsatz pro Kind

• Für Kindertageseinrichtungen werden
die Formeln zur Berechnung der
durchschnittlichen Platzkosten für die
Refinanzierung angepasst.

• Für die Kindertagespflege wird der
Pauschalsatz unter Berücksichtigung
der Evaluationsergebnisse neu be-
rechnet. Dabei werden u.a. der Anteil
Sozialversicherung herabgesetzt und
die Verteilungen der Qualifikationsni-
veaus und Betreuungsorte angepasst.

• Die bisher einkalkulierten Kosten des
Vertretungssystems bleiben dem Sys-
tem dynamisiert erhalten.

• Bestandteil 10-Punkte-Plan

9 23 Anpassungen bei den räumlichen An-
forderungen für mehr Handlungsspiel-
räume vor Ort
• Die Mindestfläche für Hortgruppen wird

von 3 m2 pro Kind auf 2,5 m2 pro Kind
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geändert und damit dem Elementarbe-
reich gleichgestellt.

• Änderung der Vorgaben für Schlaf-
räume.

10 16 Strukturnachteilsausgleich
• Der vom örtlichen Träger ab 2025 zu

gewährende Strukturnachteilsaus-
gleich wird als objektiv-rechtliche Ver-
pflichtung (kein Anspruch der Standort-
gemeinde) geregelt.

• Der örtliche Träger hat Kriterien festzu-
legen, wann ein Strukturnachteilsaus-
gleich gewährt wird.

• Notwendig, da bislang
nicht hinreichend bestimmt

11 5,

8,

22

Anpassung an das Ganztagsförde-
rungsgesetz des Bundes

• Anpassung der Schließzeiten für Hort-
gruppen an die Vorgaben § 24 Abs. 4
SGB Vlll n.F. mit Wirkung ab 2026

• GaFöG

12 7 Rückwirkende Antragstellung bei So-
zial- und Geschwisterermäßigung

• Die rückwirkende Antragstellung wird
esetzlich vordesehen.

• lm Antragsentwurf der Ko-
alitionsfraktionen enthalten

13 16b,
38

Perspektiv-Kitas

• Ähnlich der Regelung zu den Sprach-
Kitas werden Regelungen zur Aner-
kennung und Förderung als Perspek-
tivkindertageseinrichtung aufgenom-
men.

14 18,
25,
40.
44,
51,
52

Inanspruchnahme mehrerer Betreu-
ungsplätze

• .Die lnanspruchnahme mehrerer Be-
treuungsplätze für ein Kind und die-
selbe Zeit wird auf Ausnahmefälle be-
schränkt.

• Die Kündigung von Betreuungsverträ-
gen durch die Eltern im Umzugsfall
wird erleichtert, indem die Einrich-
tungsträger zur Einräumung von ent-
sprechenden Kündigungsrechten ver-
pflichtet werden.

o Die Zahlung mehrerer Finanzierungs-
beiträge für ein Kind wird ausgeschlos-
sen. Belegt ein Kind zulässigerweise
zwei Plätze, zahlt die Wohngemeinde
nur den jeweils höheren Finanzie-
rungsbeitrag; das Land und der örtli-
che Träger teilen sich die Finanzierung
des zweiten Platzes.

• Entwurf aus UAG Geset-
zesanpassung 2023; drin-
gend zu schließende Re-
gelungslücke

15 18 Förderung von Kindern aus anderen
Bundesländern

• Umsetzung Vorschlag
Fachgremium
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• Zur Vermeidung finanzieller Risiken für
den Einrichtungsträger wird geregelt,
dass Kinder aus anderen Bundeslän-
dern nur aufgenommen oder nach Um-
zug weitergefördert werden müssen,
wenn die Finanzierung mit der zustän-
digen Kommune aus dem anderen
Bundesland geklärt ist.

16 19 Duldungspflicht für externe heilpädago-
gische/medizinisch-therapeutische
Leistungen

• Um notwendige heilpädagogische/me-
dizinisch-therapeutische Leistungen
während des Kindergartenbesuchs zu
gewährleisten, werden Einrichtungsträ-
ger verpflichtet, erforderliche externe
Leistungen zu dulden, wenn sie diese
nicht selbst anbieten und das Kind
nicht auf eine Leistung durch den ex-
ternen Anbieter angewiesen ist.

• Entwurf aus GE 2024
(im Rahmen der Anhörung
angepasst)

17 1,

18,
25,
51,
52

Platz-Sharing, Gastkinder

• Es wird geregelt, dass die Zahl der be-
stehenden Betreuungsverhältnisse die
Zahl der Plätze nicht übersteigen darf.
Ausnahmen bilden der Fall des Platz-
Sharings und die Aufnahme von Gast-
kindern

• Entwurf aus GE 2024
(im Rahmen der Anhörung
angepasst)

18 44 Voraussetzung einer Kinderschutzver-
einbarung in der KTP

• Eine Vereinbarung nach § 8a SGB Vlll
wird zur Voraussetzung der laufenden
Geldleistung gemacht.

• Entwurf aus GE 2024
• Dient der Umsetzung des

SGB Vlil

19 44 Optionen für die örtlichen Jugendhilfe-
träger bei nicht in Anspruch genomme-
nen oder unplausiblen Betreuungsum-
fängen in der Kindertagespflege

• Den örtlichen Trägern werden Möglich-
keiten eingeräumt, um die laufende
Geldleistung zu begrenzen, wenn
lange Betreuungszeiten vereinbart,
aber nicht in Anspruch genommen
werden oder die vereinbarten Betreu-
ungsumfänge nicht plausibel sind.

• Entwurf aus UAG Geset-
zesanpassung 2024

20 19,
57

Anpassung der Regelungen zur alltags-
integrierten Sprachbildung

Die Qualifizierung in alltagsintegrierter
Sprachbildung kann in einem Zeitraum
von zwei Jahren ab Einstellung nach-
geholt werden. Ansonsten könnten
neu angestellte Kräfte bis zur Qualifi-
zierung nicht ohne Verstoß gegen die

• u.a. Umsetzung Vorschlag
Fachgremium;



Fördervoraussetzungen eingesetzt
werden.

21 22 Konkretisierung zu den Schließtagen:
bewegliche Ferientage

• Mit der Festlegung, dass bewegliche
Ferientage nicht als „Schulferien" im
Sinne der Norm gelten, wird eine bis-
lang unklare Rechtslage im Sinne ei-
ner elternfreundlichen Regelung besei-
tigt.

• Schließungen gelten damit als außer-
halb der Schulferien, auch wenn Schu-
len im Umfeld der Einrichtung den be-
treffenden Tag als beweglichen Ferien-
tag festgesetzt haben.

22 26
27

Änderung der Regelung zur Mindestan-
wesenheitspflicht von Fachkräften

• Die Regelung in § 26 Abs. 4 wird ent-
schärft, um Gruppenschließungen ins-
besondere bei Kleinsteinrichtungen zu
minimieren.

• Aufgrund der Diskussion in
UAG Gesetzesanpassun-
gen 2024

23

.

56 Funktion des Fachgremiums

• Konsequente Umsetzung der Funktion
des Fachgremiums als ein das Ministe-
rium beratender Beirat, indem das Mi-
nisterium selbst nicht mehr Vertreterin-
nen und Vertreter entsendet. Das Mi-
nisterium beschränkt sich künftig auf
die Geschäftsführung und Sitzungslei-
tung.
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